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1. Unvereinbarkeit mit den Anforderungen des Klimas chutzes 
 
Nach inzwischen gefestigter Überzeugung führender Klimaforscher müssen die In-
dustriestaaten bis 2050 ihre Treibhausgas-Emissionen um 80 bis 95 Prozent min-
dern, wenn es noch eine Chance geben soll, den globalen Temperaturanstieg auf 
durchschnittlich zwei Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit zu begrenzen. 
Auf dem G8-Gipfel im Juli 2009 haben die Regierungschefs der führenden Industrie-
staaten beschlossen, dass sie eine Reduktion der globalen Treibhausgasemissionen 
bis 2050 um mindestens 50 Prozent für erforderlich halten. Sie haben sich außerdem 
zum ersten Mal darauf verständigt, dass die Industriestaaten ihre Emissionen bis 
2050 um mindestens 80 Prozent gegenüber 1990 vermindern. Auf der Klimakonfe-
renz in Cancún verständigten sich auch die Vereinten Nationen auf das Ziel, die Er-
derwärmung auf zwei Grad zu begrenzen.  
 
Der Europäische Rat bestätigte im Februar 2011 das Ziel, die Treibhausgasemissio-
nen um 80% bis 95% gegenüber dem Jahr 1990 innerhalb der EU zu verringern. Zur 
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Konkretisierung dessen legte die Kommission einen Fahrplan zur Umgestaltung der 
EU in eine wettbewerbsfähige, kohlendioxidarme Wirtschaft bis zum Jahr 2050 vor.1 
Das Kommissions-Szenario sieht Sektor spezifische CO2-Reduktionsziele bis 2050 
gegenüber dem Basisjahr 1990 vor, wobei der Stromerzeugung mit einem Minus von 
93 bis 99 % eine Schlüsselrolle bei der Kohlendioxid-Einsparung zugewiesen wird. 
Aber auch andere große Sektoren, Industrie (- 83 bis 87 %), Verkehr (- 54 bis 67 %), 
Wohnen und Dienstleistungen (- 88 bis 91 %) müssen bis zur Mitte des Jahrhunderts 
ihren CO2-Ausstoß drastisch reduzieren, wenn der Klimawandel auf eine Erwärmung 
von weniger als 2°C beschränkt bleiben soll. 
 

 
Abb. 1: Wege zu einer Verringerung der Treibhausgasemissionen um 80% in der Europäischen Union; 
Quelle: EU Kommission, 03/2011. 
 
Das 2-Grad-Ziel bestätigt auch die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag und 
bekennt sich darüber hinaus zu den mittelfristigen Klimazielen im 2007 verabschiede-
ten Integrierten Energie- und Klimaprogramm (IEKP) zur Reduktion der nationalen 
Treibhausgase. Danach soll der CO2-Ausstoß in Deutschland bis zum Jahr 2020 um 
40 Prozent unter den Wert des Basisjahres 1990 sinken. Das Reduktionsziel wird 
von der Bundesregierung im Energiekonzept durch Zwischenziele weiter konkreti-
siert. Der Treibhausgasausstoß soll bis 2030 um 55, bis 2040 um 70 und bis 2050 
um 80 bis 95 Prozent – im Vergleich zu 1990 – gesenkt werden.2 
 
Die Emissionen des wichtigsten Treibhausgases CO2 lagen im Basisjahr 1990 in 
Deutschland bei 1.032 Mio. Tonnen. Im Jahr 2008 betrugen sie 832 Mio. Tonnen. Ei-
ne Reduktion um 80 % (95 %) gegenüber dem Basisjahr 1990 bedeutet, dass die 

                                                 
1 Mitteilung der Kommission das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2-armen Wirtschaft bis 2050; KOM 
(2011) 112 endgültig vom 08.03.2011; http://ec.europa.eu/clima/documentation/roadmap/docs/com_2011_112_de.pdf  
2 Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung, 28.09.2010 
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/energiekonzept_bundesregierung.pdf  
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Klimagase in nur vier Jahrzehnten auf dann nur mehr 52 Mio. (- 95 %) bzw. 206 Mio. 
(- 80 %) Jahrestonnen gedrückt werden müssen. Zu diesem Ziel werden alle Sekto-
ren, Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Handel/Gewerbe/Dienstleistungen und die 
privaten Haushalte beitragen müssen. Der öffentlichen Strom- und Wärmeerzeu-
gung, die heute etwa 400 Mio. Jahrestonnen an Kohlendioxid zu verantworten hat, 
steht 2050 noch ein jährliches Emissionsniveau von 16 Mio. t. (- 95 %) bzw. 83 Mio. t 
(- 80 %) CO2 zu.3 
 
Die zehn in Bau befindlichen deutschen Stein- und Braunkohlekraftwerke werden auf-
grund ihrer Betriebszeiten von 40 bis 50 Jahren bis weit in die Mitte dieses Jahrhun-
derts mehr als 70 Mio. Jahrestonnen an Kohlendioxid emittieren.4 Es ist leicht erkenn-
bar, dass allein die derzeitigen Neubauten über den nationalen Emissionsmengenli-
mits liegen, gleichzeitig aber nur einen geringen Teil der bundesdeutschen Stromnach-
frage befriedigen werden.5 
 

1.1 Energieerzeugung größter Einzelemittent von Tre ibhausgasen 
 
Die energiebedingten CO2-Emissionen machen über 95 Prozent der Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland aus. Der größte Anteil von über 40 Prozent ist der 
Stromerzeugung zuzuschreiben.6 Im Jahr 2008 waren dies allein 352 Mio. t CO2. 
Quellen dieser Klimagas-Emissionen sind rund 230 fossile Kraftwerke7, von denen 
die meisten mit Stein- oder Braunkohle befeuert werden. Dem deutschen Stromer-
zeugungssektor kommt daher eine Schlüsselrolle für die Reduzierung der klima-
schädlichen Emissionen zu. Um die langfristigen Klimaschutzziele im Rahmen einer 
nachhaltigen Entwicklung erfüllen zu können, muss daher ein grundlegender Wandel 
in der Stromerzeugung erfolgen. 
 

                                                 
3 Vgl. auch SRU, 100 % erneuerbare Stromversorgung bis 2050: klimaverträglich, sicher, bezahlbar, Mai 2010; S. 47, 
http://www.umweltrat.de/cae/servlet/contentblob/1001596/publicationFile/63831/2010_05_Stellung_15_erneuerbareStromversor
gung.pdf.  
4 Berechnungsgrundlage ist der spezifische CO2-Ausstoß von 0,75 kg je erzeugter kWh Strom bei 7.500 Jahresvolllaststunden; 
Einige Kraftwerksbetreiber gehen in ihren Berechnungen von bis zu 8.000 Volllaststunden im Jahr aus. 
5 Vgl. SRU (Fn. 3), S. 47 und die Graphik auf S. 4 dieser Stellungnahme. 
6 UBA „Klimaschutz und Versorgungssicherheit Entwicklung einer nachhaltigen Stromversorgung“, September 2009; 
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3850.pdf  
7 Vgl. Umweltbundesamt Datenbank „Kraftwerke in Deutschland“ Stand: 08.04.2011; 
http://www.umweltbundesamt.de/energie/archiv/kraftwerke_in_deutschland.pdf  
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Abb. 2: Treibhausgasemissionen in Deutschland; Quelle: UBA. 
 

 
Abb. 3: Energiebedingte CO2-Emissionen in Deutschland; Quelle: UBA. 
 
Mit welcher Art von Kraftwerken die altersbedingt vom Netz gehenden Stromerzeu-
gungskapazitäten zukünftig ersetzt werden, wird ausschlaggebend dafür sein, ob 
Deutschland seine Klimaschutzziele erreicht. Die im Auftrag des Bundesumweltmi-
nisteriums jährlich aktualisierte Leitstudie8 beschreibt die voraussichtliche Bandbreite 
der zukünftigen Entwicklung der Energieversorgung und erläutert, mit welchen struk-
turellen und ökonomischen Wirkungen im Energiesektor zu rechnen ist. Schon die 
Erstausgabe der Leitstudie im Jahr 2008 prognostizierte, dass bei Stilllegung von 
                                                 
8 BMU, zuletzt Leitstudie 2010: Langfristszenarien und Strategien für den Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland 
bei Berücksichtigung der Entwicklung in Europa und global, Dezember 2010; 
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/leitstudie2010_bf.pdf  
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28 GW an fossilen Kraftwerke zwischen 2005 und 2020 neue fossil befeuerte Kraft-
werke bis zu einer Leistung von 29 GW errichtet werden können ohne dass eine CO2-
Reduktion von 36 Prozent bis zum Jahr 2020 gefährdet würde. Dabei dürfe der Zubau 
an Kohlekraftwerkskapazitäten jedoch den Wert von 9 GW nicht überschreitet. Die üb-
rigen 20 GW seien als Gaskraftwerke zu errichten.9 
 
Heute sind bereits neue Stromerzeugungskapazitäten in Form von acht Steinkohle- 
und zwei Braunkohle-Kraftwerken mit einer elektrischen Bruttoleistung von 11,4 GW 
im Bau.10 Es wird folglich schon heute die gemäß der Leitstudie 2008 noch tolerier-
bare Obergrenze für neue Kohlekraftwerke um mehr als ein Viertel überschritten, und 
das Erreichen der nationalen Klimaschutzziele ist schon jetzt fraglich. Jeder weitere 
Zubau an Kohlekraftwerken steht den Bemühungen zur Reduktion der nationalen 
Treibhausgasemissionen diametral entgegen. 
 

1.2  Langfristige CO 2-Emissionsbegrenzung und Konsequenzen für den 
Neubau von Kraftwerken 

 
Die in den nächsten Jahren neu ans Netz gehenden Kraftwerke werden, bei Be-
triebszeiten von 40 und mehr Jahren, noch mindestens bis zur Mitte des Jahrhun-
derts Strom produzieren. Die aktuell im Bau befindlichen Kohlekraftwerke gehen also 
erst in den Jahren nach 2050 außer Betrieb. Diese Situation ist den langfristigen 
Emissionsminderungszielen gegenüberzustellen, wonach Industrieländer wie 
Deutschland bis 2050 ihre Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um 80 bis 
95 Prozent reduzieren müssen.  
 
Wie oben bereits ausgeführt steht Deutschland für alle Sektoren Mitte des Jahr-
hunderts noch ein jährliches Emissionsbudget von 52 Mio. t (bei 95 % Reduzierung) 
bis 206 Mio. t (- 80 %) zur Verfügung. Für den Bereich der öffentlichen Strom- und 
Wärmeerzeugung würde dies – bei vereinfachter Annahme eines ähnlich hohen CO2-
Anteils an den Gesamtemissionen wie in den letzten Jahren – noch ein zulässiges 
Emissionsniveau von 16 Mio. t (- 95 %) CO2 bzw. 83 Mio. t CO2 pro Jahr (- 80 %) 
bedeuten.11  
 

                                                 
9 BMU, Leitstudie 2008 - Zentrale Ergebnisse für Entscheidungsträger, S. 3f. 
10 Übersicht über die Kohlekraftwerksprojekte in Deutschland, Deutsche Umwelthilfe (Stand: August 2011), 
http://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kohlekraftwerke/DUH-
Liste_Kohlekraftwerke_Uebersicht_2011.pdf  
11 Vgl. auch SRU (Fn. 3). 
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Abb. 4: Nationale Kohlendioxid-Emissionen einzelner Sektoren, Visualisierung der CO2-Mengen  
unter Berücksichtigung einer Treibhausgasreduktion um 95 % bis zum Jahr 2050; Daten: Umweltbun-
desamt, Graphik: DUH. 
 
Die heute in Bau befindlichen Stein- und Braunkohlekraftwerke werden zukünftig bis 
zu 70 Millionen Jahrestonnen an Kohlendioxid emittieren.12 Sollten sämtliche der 20 
geplanten Kohlekraftwerksprojekte in Deutschland realisiert werden, würden diese im 
Jahr 2050 und darüber hinaus jährlich mehr als 140 Mio. t Kohlendioxid ausstoßen. 
Damit wird deutlich, dass ohne einen Technologiewechsel, vor allem einer vollständi-
gen Umstellung der Stromproduktion auf erneuerbare Energien, das langfristige Kli-
maziel nicht zu erreichen ist. 
 
Das Umweltbundesamt13 begründet das Erfordernis eine nachhaltige Stromversor-
gung zu entwickeln wie folgt: 

„Eine Betrachtung der langfristigen europäischen Klimaschutzziele und der spezifi-
schen CO2-Emissionen der Kraftwerke zeigt erstens: Die durchschnittlichen spezifi-
schen CO2-Emissionen dürfen im Jahr 2050 nur noch weniger als ein Drittel der heu-
tigen Werte betragen, müssen also unter 150 g/kWhel sinken. Zweitens: Obwohl 
neue Kohlekraftwerke deutlich höhere Wirkungsgrade und deshalb geringere 
CO2-Emissionen pro erzeugter Kilowattstunde erreichen als alte Kohlekraftwer-
ke, reichen diese Effizienzgewinne bei weitem nicht  für eine CO 2-Minderung in 
der Größenordnung aus, wie sie der Klimaschutz erfo rdert.  Drittens: Unter den 
fossilen Alternativen ohne CCS führt nur der Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue 
hocheffiziente Erdgasgefeuerte Gas- und Dampfturbinenkraftwerke mittelfristig zu 
ausreichenden CO2-Minderungen. 

                                                 
12 Berechnungsgrundlage: Steinkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter Kilowattstunde Strom = 0,75 kg / jährli-
che Volllaststunden: 7.500 h; Braunkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter kWh Strom = 0,95 kg / jährliche 
Volllaststunden: 8.000 h. 
13 UBA „Klimaschutz und Versorgungssicherheit - Entwicklung einer nachhaltigen Stromversorgung“, September 2009; 
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/mysql_medien.php?anfrage=Kennummer&Suchwort=3850 
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Eine starke Kohlenutzung mit heutiger Kraftwerkstechnik würde zudem langfristig – 
das heißt weit nach 2020 und bei zukünftig stetig sinkendem Cap – den CO2-
Zertifikatepreis in die Höhe treiben. 

Da die Amortisationszeit neuer fossiler Kraftwerke rund 20 Jahre und deren techni-
sche Lebensdauer über 40 Jahre beträgt, bestünde mit einem massiven Neubau an 
Kohlekraftwerken das Risiko der Festlegung auf einen emissionsintensiven fossilen 
Kraftwerkspark und das Risiko von Fehlinvestitionen für die Kraftwerksbetreiber. 

Der Weiterbetrieb bestehender fossiler Kraftwerke bis 2020 ist europaweit nicht mit 
höheren Emissionen verbunden, da die Gesamtmenge an CO2-Emissionen in diesem 
Zeitraum durch den Emissionshandel begrenzt ist.“ 
 
[Hervorhebung durch Verfasser] 

 
Zu vergleichbaren Ergebnissen kommt der Sachverständigenrat für Umweltfragen der 
deutschen Bundesregierung (SRU). In dem Sondergutachten „100 % Erneuerbare 
Stromversorgung bis 2050“14 fassen die Wissenschaftler ihre Erkenntnisse wie folgt 
zusammen: 

„Weder eine Verlängerung der Laufzeit von Atomkraftwerken noch der Bau neuer 
Kohlekraftwerke mit Kohlendioxidabscheidung und -speicherung sind notwendig. An-
ders ausgedrückt: Bereits der Bestand an konventionellen Kraftwerken (mit einem ge-
ringen Zubau an Gaskraftwerken) reicht als Brücke – hin zu einer regenerativen 
Stromversorgung – aus. 

Eine Planung für den Übergang, die wie im Szenario des SRU eine eher knapp be-
messene durchschnittliche Laufzeit von 35 Jahren für konventionelle Kraftwerke zu-
grunde legt, würde hinreichend Puffer und damit eine ausreichende Flexibilität des 
Systems enthalten. Sollte sich der Ausbau von Netzen, Speichern oder Erzeugungs-
kapazitäten für die erneuerbaren Energien aus unvorhergesehenen Gründen verzö-
gern, könnten einzelne Kraftwerke des Bestandes länger als geplant am Netz bleiben 
und so Engpässe ausgleichen. 

Der Bedarf an Grundlastkraftwerken sinkt in einem System mit hohen Anteilen erneu-
erbarer Energien. Angesichts der hohen Volatilität erneuerbarer Energien sinkt das 
kontinuierlich über das gesamte Jahr erzeugbare Leistungsband erheblich, die An-
zahl notwendiger Abschaltungen bzw. Ab- und Anfahrvorgänge steigt. Ab einem er-
neuerbaren Anteil von etwa 30 % wird der Bau neuer konventioneller Kraftwerke, die 
dann nicht mehr mit einer hohen Auslastung gefahren werden können, ökonomisch 
unrentabel. Bei einem weiter steigenden Anteil fluktuierender erneuerbarer Energie-
quellen im System wird der Betrieb von Grundlastkraftwerken überdies auch tech-
nisch problematisch. Sowohl die Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke als auch ein 
zusätzlicher Neubau von Kohlekraftwerken erhöhen zudem das Risiko, dass über zu-
nehmend längere Zeitfenster Überkapazitäten im System entstehen, die entweder die 
zeitweilige Abschaltung regenerativer Kapazitäten erfordern oder zu kostspieliger Un-
terauslastung konventioneller Kapazitäten führen und damit die Kosten des Über-
gangs unnötig erhöhen können. Eine generelle und deutliche Verlängerung der Lauf-
zeiten von Kernkraftwerken ist deshalb mit den hier vorgestellten Szenarien für den 
Übergang zur regenerativen Vollversorgung nicht vereinbar.“ 

 
Von unabhängiger, wissenschaftlicher Seite wird damit bestätigt, dass der Bau eines 
neuen Kohlekraftwerks keinen ausreichenden Beitrag zur Erreichung der CO2-
Minderungsziele Deutschlands liefert und auch keinen sinnvollen Beitrag für unser 

                                                 
14 Vgl. SRU (Fn. 3), S. 85. 
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zukünftiges Energieversorgungssystem darstellt. All diese Gründe verdeutlichen, 
dass der Handlungsdruck der Bundesregierung beim Klimaschutz groß ist. Überle-
gungen zur Streichung von Subventionen oder zur Erhöhung oder Einführung ver-
schiedener Steuern, wie zuletzt Anfang August 2010, werden somit immer häufiger, 
sodass die Wirtschaftlichkeit eines neuen Kraftwerks auch dadurch in Frage steht. 
 

1.3 Neue Kohlekraftwerke verdrängen keine Altanlage n 
 
Die immer wieder aufgestellte Behauptung, ein neues Kohlekraftwerk würde alte, noch 
ineffizientere Kraftwerke aus dem Markt drängen, ist falsch. Viele der Betreiber, die 
neue Kraftwerke planen, verfügen über keine eigenen Kraftwerkskapazitäten, welche 
infolge des Neubaus stillgelegt werden könnten. Das deutsche Anlagenzulassungs-
recht kennt auch keine Befristung von Kraftwerksgenehmigungen, mit der sich gewähr-
leisten ließe, dass alte Kohleblöcke, mit höheren spezifischen Kohlendioxidemissio-
nen, zugunsten moderner Anlagen abgeschaltet werden. 
 
Solange der Betrieb eines alten Kohlekraftwerks wirtschaftlich ist, gibt es also auch 
keine ökonomischen Gründe für dessen Stilllegung. Alte Kraftwerksblöcke bleiben 
trotz höherem Brennstoffverbrauch und steigender Kosten für Emissionszertifikate 
am Netz, weil deren Investitionskosten bereits abgeschrieben sind. Während neue 
Anlagen ihre Milliardeninvestitionen erst noch am Markt erlösen müssen, genügt es 
für den Betrieb der Altanlagen, wenn der zu erzielende Strompreis die variablen Be-
triebskosten des Kraftwerks deckt. Einen zusätzlichen Deckungsbeitrag zu den Fix-
kosten müssen alte Kohleblöcke am Markt nicht erlösen und können daher auch den 
Strom zu geringeren Gestehungskosten anbieten. 
 
Das OVG Münster ist in seinem vielbeachteten Urteil15 zum Bebauungsplan der 
Stadt Datteln für das E.ON Kraftwerk entschieden der These entgegengetreten, dass 
der Bau eines neues Kraftwerks alte Anlagen ersetzen würde, wodurch es unterm 
Strich zu einer Treibhausgasreduktion käme: „Wie die Beigeladene angegeben hat, 
lässt sich nicht absehen, welche weiteren Kraftwerkskapazitäten – abgesehen vom 
Altstandort Datteln – aufgrund der Inbetriebnahme des Kraftwerkes vom Markt ge-
nommen werden. Andere Annahmen seien ein »Missverständnis«. Diesem Missver-
ständnis ist allerdings der Rat der Antragsgegnerin beim Satzungsbeschluss erlegen. 
Er ist davon ausgegangen, durch den Neubau des Kohlekraftwerks Datteln würden 
ausschließlich bereits bestehende und veraltete Kraftwerke ersetzt. Es könne folglich 
nicht zur Produktion von Überkapazitäten kommen [...] Das geplante Kraftwerk diene 
neben dem Ersatz des Altkraftwerks dem Ersatz von weiteren Kraftwerkskapazitäten 
in der Region [...]. Tatsächlich ist jedoch nicht ansatzweise sichergestellt, dass das 
Kraftwerk, das selbst einen erheblichen Ausstoß von Treibhausgas verursachen wird, 
insgesamt zu einer Reduzierung beiträgt.“ 
 

1.4 Wirkungsgrad neuer Kohlekraftwerke genügt nicht  den Klimaschutz-
anforderungen 

 

                                                 
15 OVG Münster, Urteil v. 30. 9. 2009, 10 D 121/07.NE, ZUR 2009, 597. Seit dem Beschluss des BVerwG auf die Nichtzulas-
sungsbeschwerde v. 16. 3. 2010 (BVerwG 4 BN 66.09) ist das Urteil rechtskräftig. 
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Während sich in der Vergangenheit noch beträchtliche Wirkungsgradsteigerungen 
bei fossilen Kraftwerken erreichen ließen, sind die Potenziale für zukünftige Effi-
zienzsteigerungen durch die thermodynamischen und werkstofftechnischen Grenzen 
bei der reinen Stromerzeugung limitiert.  
 
Abb. 5 zeigt im oberen Teil die Entwicklung der elektrischen Wirkungsgrade von 
Braunkohle-, Steinkohle- und Erdgaskraftwerken: jeweils für alte Kraftwerke (Stand 
vor 1970), für Kraftwerke nach dem heutigen Stand der Technik und den Erwar-
tungswerten für Neubaukraftwerke für die Zeit nach 2015 (Zukunft).  
 
 

 
Abb. 5: Elektrischer Wirkungsgrad und spezifische CO2-Emissionen verschiedener Kraftwerkstechni-
ken, Quelle: UBA, 2009. 
 
Die spezifischen CO2-Emissionen der neuesten Generation von Steinkohlekraftwer-
ken liegen mit 735 Gramm pro Kilowattstunde (g/kWh) immer noch deutlich höher als 
die der ältesten Erdgas-Kraftwerke, deren Anlagentechnik zum Teil noch aus den 
1960er Jahren stammt. Der Emissionsvergleich macht deutlich, dass Erdgas-
Kraftwerke pro erzeugter Kilowattstunde Strom erheblich weniger CO2 emittieren als 
selbst die modernsten Braun- und Steinkohlekraftwerke. Heutige Gas- und Dampf-
kraftwerke (GuD) haben mit 350 g/kWh die geringsten spezifischen Emissionen. Die 
größten Effizienz- und Klimaschutzpotentiale sind – im Bereich der Stromerzeugung 
auf Basis fossiler Brennstoffe – folglich durch den Ersatz alter Kohlekraftwerke mit 
neuen Erdgas-Kraftwerken zu erschließen. Wirkungsgradsteigerungen allein durch 
den Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue Kohlekraftwerke gleicher Leistung rei-
chen bei weitem nicht aus, um die langfristigen Klimaschutzziele zu erreichen. 
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1.5 Mangelnde Energieeffizienz aufgrund fehlender N utzung der Kraft-
Wärme-Kopplung 

 
Die Bundesregierung will aus Gründen des Klimaschutzes und der Ressourceneffizi-
enz den bisherigen Wärmenutzungsgrad in Kraftwerken der Stromerzeugung auf 
25 Prozent verdoppeln.16 Auch einige Landesregierungen haben sich diesem Ziel 
verpflichtet.  
Dennoch sollen nur etwa die Hälfte der in Bau und in Planung befindlichen Kraftwer-
ke mit Kraft-Wärme-Kopplung ausgestattet werden. Der Großteil der bei der Strom-
erzeugung anfallenden Wärme wird ungenutzt in Gewässer abgeleitet. Das in Bruns-
büttel geplante Steinkohlekraftwerk des Stadtwerkekonsortiums SüdWestStrom 
(SWS) zeigt beispielhaft, wie viel ungenutzte Wärme entsteht:  
 
Nach Angaben von SWS werden mindestens 54 % der eingesetzten Energie, das ent-
spricht 1.100 MWth im Kraftwerksbetrieb ungenutzt als Wärmelast in die Elbe abgelei-
tet. Bei einer Annahme von 7.500 JahresvollIaststunden (SWS plant mit bis zu 8.000 
h/a) würden die beiden Steinkohleblöcke eine thermische Jahresleistung in Höhe von 
8.250 GWh erzeugen. Zum Vergleich: Der Nutzwärmebedarf einer Großstadt mit bis 
zu 400.000 Einwohnern liegt nach Angaben des Instituts für Energiewirtschaft und Ra-
tionelle Energieanwendung der Universität Stuttgart17 im Bereich von 1.000 bis 3.000 
GWh. Das geplante Kohlekraftwerk von SWS wäre technisch gesehen also ohne wei-
teres in der Lage den Wärmebedarf der fünf größten Städte Schleswig-Holsteins (Kiel, 
Lübeck, Flensburg, Neumünster, Norderstedt) zu decken. Stattdessen soll die Abwär-
me nutzlos in die Elbe abgeleitet werden und die darin beheimatete Tier- und Pflan-
zenwelt belasten. 
 

1.6 Norddeutschland falscher Standort für neue Ener gieerzeugungsanlagen 
 
Viele der in Bau und in Planung befindlichen Kohleblöcke  sollen  im Norden der Re-
publik, fernab von verbrauchsintensiven Industrie- und Ballungszentren  realisiert 
werden. In Norddeutschland besteht teilweise schon heute ein Überangebot an 
Stromerzeugungskapazitäten. Hinzu kommt, dass witterungsbedingt der Ausbau der 
Windenergie an Land wie auf See nach wie vor sehr konzentriert in Norddeutschland 
erfolgen wird. So will beispielsweise die Landesregierung Schleswig-Holstein den 
Stromanteil aus Erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2020 mehr als verdoppeln und 
„deutlich mehr als 100 Prozent des heimischen Stromverbrauchsäquivalents“ mit 
grünem Strom abdecken.18 Dazu sollen 50 Prozent mehr Flächen für Windparks in 
Schleswig-Holstein ausgewiesen werden. Das Land strebt bis 2020 auf diese Weise 
den Aufbau von 21,4 GW an installierter Leistung im Bereich der Erneuerbaren an, 
allein 19 GW davon bei der Windenergie (onshore).19 
 

                                                 
16 Vgl. § 1 KWKG - Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung vom 19.03.2002 
17 http://www.ier.uni-stuttgart.de/publikationen/pb_pdf/Blesl_Vortragstagung_Sektion_3_100429.pdf  
18 Energiepolitik für Schleswig-Holstein, März 2010; http://www.schleswig-
holstein.de/cae/servlet/contentblob/918724/publicationFile/29Energiepolitik.pdf  
19 Deutschland vor dem Windradboom, die tageszeitung vom 11.07.2011; http://www.taz.de/!74246/  
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Abb. 6: Zielsetzungen/Ausbauerwartungen der Bundesländer bei den Erneuerbaren Energien bis 
2020 (vorläufige Daten), Quelle: Deutsche Energieagentur (dena), 07/2011. 
 
Die Überkapazitäten, die durch den Bau von Kohlekraftwerken entstünden, müssten 
in die verbrauchsstarken Regionen im Süden und Westen abfließen, wo viele ener-
gieintensive Unternehmen angesiedelt sind, und wo mit der Stillegung mehrerer 
Atomreaktoren Erzeugungskapazitäten weggefallen sind. Dazu wären zusätzliche 
Übertragungskapazitäten beim Stromnetz vonnöten. Der Leitungsausbau aber, des-
sen Realisierung schon heute erheblich hinter dem Zeitplan herhinkt, brächte zusätz-
liche Mehrkosten für die Allgemeinheit. Um dem entgegenzuwirken müssen neue, 
nicht ortsgebunden Erzeugungskapazitäten vorrangig verbrauchsnah mit flexibel ein-
setzbaren Kraftwerken erfolgen. 
 
Hinzu kommt, dass der Stromtransport über weite Strecken Leitungsverluste mit sich 
bringt, was wiederum den Ressourcenverbrauch erhöht bzw. die Energieeffizienz der 
Kraftwerke reduziert. Demgegenüber sind Leitungsverluste beim Windstrom-
Transport anders zu qualifizieren, da Windenergie kostenfrei und umweltverträglich 
zur Verfügung steht, es folglich zu keinen negativen Umweltauswirkungen und res-
sourcenbedingte Mehrkosten für die Gesellschaft kommt. Für die Standortfestlegung 
ließe sich ein öffentliches Interesse für ein neues fossiles Kraftwerk höchstens dann 
begründen, wenn dieses auch verbrauchsnah realisiert würde, was den Ausbau der 
Übertragungsnetze entlasten und den Brennstoffmehrbedarf aufgrund von Leitungs-
verluste gering halten würde.  
 

2. Systemkonflikt zwischen Grundlastkraftwerken und  Erneuerba-
ren Energien 

2.1 Kohlekraftwerke und erneuerbare Energien passen  nicht zusammen 
 
Der Bau weiterer Kohlekraftwerke ist mit einem zukünftigen Energieversorgungssystem, 
das auf einen hohen Anteil an erneuerbarer Energie setzt, nicht vereinbar. Es wider-
spricht nicht nur klimapolitischen Zielvorgaben, sondern auch energiewirtschaftlichen 
Zielsetzungen.  
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Die hohen Investitionskosten20 für Stein- und Braunkohlekraftwerke können nur dann 
ausgeglichen werden, wenn die Kohleblöcke nahezu rund um die Uhr laufen. So 
prognostizieren die Kraftwerksplaner deutlich mehr als 7.000 Volllaststunden pro 
Jahr für ihre Kraftwerke. Eine derart hohe Auslastung wird aber schon Ende des 
Jahrzehnts nicht mehr erreicht werden. 
 
In der bisherigen Struktur der Stromerzeugung werden Atom- und Braunkohlekraftwer-
ke in Deutschland zur Deckung der sog. Grundlast eingesetzt, während Steinkohle-
kraftwerke überwiegend der Versorgung der Mittellast dienen. Dies lässt sich anhand 
der durchschnittlichen Jahresvolllaststunden von Kraftwerken veranschaulichen. 
 

 
Abb. 7: Durchschnittliche Jahresvolllaststunden deutscher Kraftwerke im Jahr 2009, Quelle BDEW. 
 

                                                 
20 Presseberichten zufolge geht zum Beispiel SüdWestStrom von einem Investitionsvolumen von bis zu drei Milliarden Euro für 
den Steinkohle-Doppelblock aus. 
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Abb. 8: Durchschnittliche monatliche Auslastung von Steinkohlekraftwerken im Zeitraum Januar bis 
Mai; Quelle: BDEW 
 

 
Abb. 9: Durchschnittliche monatliche Auslastung von Braunkohlekraftwerken im Zeitraum Januar bis 
Mai; Quelle: BDEW 
 
Dies liegt darin begründet, dass die Investitionskosten in Milliardenhöhe die Betreiber 
zwingen, ihre neuen Kohleblöcke praktisch rund um die Uhr laufen zu lassen. Nur über 
eine hohe Auslastung, d.h. durchgängige Stromproduktion bei Volllast, lassen sich 
Neuanlagen überhaupt wirtschaftlich betreiben.  
 
Diese Art der Stromversorgung (Grundlast) wird jedoch mit dem weiteren Ausbau der 
erneuerbaren Energien, die Vorrang im Netz haben, immer weiter zurückgedrängt. 
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Abb. 10: Prognostizierte Jahresvolllaststunden deutscher Steinkohle-Kraftwerksplanungen, Quelle:  
Unternehmensangaben, Zusammenstellung DUH. 
 
Große Mengen aus sog. Grundlastkraftwerken sind mit dem stark wachsenden Anteil 
an fluktuierender Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien nicht vereinbar. Das 
hat auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat in seiner Stellungnah-
me zur Zukunft der Energieversorgung21 deutlich gemacht. Der SRU tritt entschieden 
der Behauptung entgegen, dass Kohlekraftwerke als Ergänzung der regenerativen 
Energiequellen zur Bereitstellung so genannter Grundlast erforderlich wären. Auch 
die Argumentation, der Bau neuer Kohlekraftwerke sei wegen des Ausstiegs aus der 
Atomenergienutzung notwendig, widerlegt der SRU. Stattdessen zeige „die sachliche 
Analyse, dass eine Stromversorgung ohne Kohle und Kernenergie auf der Basis re-
generativer Energiequellen möglich ist, und dass der erforderliche Ausbau von er-
neuerbaren Energien mit hohen Anteilen von Grundlastkraftwerken nicht vereinbar 
ist“, so der SRU.  
 
Systemkonflikte zwischen Grundlastkraftwerken und hohen Anteilen an erneuerbaren 
Energien räumen auch die Stromkonzerne E.ON und die französische EdF ein. In ei-
ner Stellungnahme zu Beginn des Jahres 2009 forderten die Energieversorger von 
der britischen Regierung eine Begrenzung des Ausbaus der Erneuerbaren in Groß-
britannien. Zur Begründung verweisen sie darauf, dass die fluktuierende Einspeisung 
von Wind- und Sonnenenergie sehr flexible Marktmechanismen bei den restlichen 
Erzeugungskapazitäten voraussetze. Dazu seien ihre Grundlastkraftwerke aber nicht 
in der Lage. E.ON und EdF beklagen, dass mit größer werdendem Anteil von Wind- 
und Sonnenkraft im Energiemix die Kraftwerke umso flexibler reagieren müssten, 
wodurch umso stärker deren Rentabilität beeinträchtigt würde.22 

                                                 
21 SRU (Fn. 3). 
22 E.ON UK, http://www.eon-uk.com/downloads/UK_Renewable_Energy_Strategy_Consultation_-_E_ON_response.pdf;  
Frankfurter Rundschau vom 24.03.2009 „Stromriesen contra Windkraft“, http://www.fr-
online.de/in_und_ausland/wirtschaft/aktuell/?em_cnt=1698084&. 
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Abb. 11: Auszug aus dem E.ON Positionspapier; Quelle: E.ON UK 
 
Der Stromanteil aus erneuerbarer Energien lag im Jahr 2010 bei 17 Prozent, im ers-
ten Halbjahr 2011 deckten die Erneuerbaren nach vorläufigen Zahlen des BDEW be-
reits 20 Prozent des Strombedarfs. 
 

 
Abb. 12: Brutto-Stromerzeugung 1. Halbjahr 2011 in Deutschland (283 Mrd. kWh); Quelle: BDEW, AG 
Energiebilanzen. 
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Bereits heute decken die Erneuerbaren bei starkem Wind und Sonnenschein bis zu 
drei Viertel der bundesweiten Stromnachfrage. In Zeiten geringer Stromnachfrage 
und hohem Wind- und Solarstrom-Angebot geraten unflexible Großkraftwerke damit 
stark unter Druck. Sie müssen ihre Stromproduktion drosseln oder – wie zunehmend 
an der Börse zu beobachten – hohe Preise dafür bezahlen, dass ihr Strom abge-
nommen wird. Die mangelnde Flexibilität des übrigen Kraftwerksparks führt daher 
immer wieder zu negativen Strompreisen und stellt die Betreiber in windstarken Zei-
ten heute schon vor die Entscheidung, ein Kraftwerk stundenweise herunter zu fah-
ren oder in diesen Zeiten den Atom- und Kohlestrom zu verschenken bzw. dafür zu 
bezahlen. Dieser Systemkonflikt zwischen erneuerbaren Energien und unflexiblen 
Grundlastkraftwerken wird sich in den kommenden Jahren massiv verschärfen.  
 

2.2 Entwicklungen des zukünftigen Stromsystems auf Basis erneuerbarer 
Energien 

 
Die Bundesregierung will den Anteil der erneuerbaren Energien auf mindestens 35 
Prozent bis spätestens 2020 steigern und danach kontinuierlich erhöhen.23 Im August 
2010 beschloss die deutsche Regierung den „Nationalen Aktionsplan für erneuerbare 
Energien“. Darin geht die Regierung davon aus, dass der jahresdurchschnittliche An-
teil der erneuerbaren Energien im Stromsektor im Jahr 2020 bereits bei 38,6 Prozent 
liegen wird.24  

 
Abb. 13: Schätzung des Gesamtbeitrags (installierte Kapazität, Bruttostromproduktion), der in 
Deutschland zur Nutzung erneuerbarer Energien im Elektrizitätssektor im Jahr 2020 erwartet wird; 
Quelle: Deutsche Bundesregierung – Nationaler Aktionsplan für erneuerbare Energien, S. 117. 
 
                                                 
23 § 1 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012.  
24 Nationaler Aktionsplan für erneuerbare Energie gemäß der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen; http://www.erneuerbare-
energien.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/nationaler_aktionsplan_ee.pdf  
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Die Deutsche Umwelthilfe hat auf Basis der aktuellen Ausbauzahlen der Bundesregie-
rung und der Wetterdaten des Jahres 2009 vom Fraunhofer-Institut für Windenergie 
und Energiesystemtechnik (IWES) in Kassel errechnen lassen, inwieweit die Strom-
nachfrage aus der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien in den Monaten Mai bis 
Juli 2020 gedeckt wird und welche Strommengen dann noch in konventionellen Kraft-
werken erzeugt werden müssen. Dabei wurde davon ausgegangen, dass der Strombe-
darf des Jahres 2009 bis zum Jahr 2020 unverändert bleibt.  
 
Die Ergebnisse sollen beispielhaft anhand zweiter Wochengrafiken in den Monaten 
Mai und Juni 2020 veranschaulicht werden.25 

 

Die rote Linie zeigt den zeitlichen Verlauf des bundesdeutschen Strombedarfs unter 
der konservativen Annahme, dass er sich zwischen 2009 und 2020 nicht verändert, 
es also nicht zu den von der Bundesregierung geplanten Einsparungen kommt. Die 
grüne, blaue und gelbe Fläche stellen die prognostizierten Strommengen aus den 
verschiedenen erneuerbaren Energieträgern dar.  

Die verbleibende graue Fläche zwischen dem Stromverbrauch und der Stromeinspei-
sung aus erneuerbaren Energieanlagen steht für den restlichen Strombedarf, der aus 
konventionellen Kraftwerken auf Basis von Braun- und Steinkohle sowie aus Gas- 
und Atomkraftwerken bereitgestellt wird (so genannte Residuallast).  

 
Abb. 14: Prognostizierte Stromnachfrage und EE-Stromeinspeisung in Deutschland für KW 21  
(Mitte Mai) im Jahr 2020. 
 

                                                 
25 Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse sind auf den Internetseiten der DUH abrufbar unter: 
http://www.duh.de/uploads/media/DUH_Hintergrundpapier_EE_und_Atom_05082010.pdf  
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Abb. 15: Prognostizierte Stromnachfrage und EE-Stromeinspeisung in Deutschland für KW 24  
(Mitte Juni) im Jahr 2020. 
 
Die Deckung des verbleibenden Strombedarfs nach Abzug der vorrangigen Stromein-
speisung aus erneuerbaren Energiequellen erfordert einen flexiblen und schnellstart-
fähigen konventionellen Kraftwerkspark, der auf die schwankende Stromnachfrage 
und die fluktuierende Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien reagieren kann.  
 
Dies verdeutlichen wiederum beispielhaft die beiden Grafiken für die 21. und die 24. 
Kalenderwoche im Jahr 2020. Dargestellt ist jeweils die Residuallast, also die Diffe-
renz aus dem Stromverbrauch und der Einspeisung aus erneuerbaren Energien. 
Wenn die Einspeisung den Strombedarf übersteigt, wird die benötigte Stromleistung 
aus konventionellen Kraftwerken negativ (schwarze Flächen). 
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Abb. 16: Prognostizierte Residuallast in Deutschland für KW 21 im Jahr 2020. 
 

 
Abb. 17: Prognostizierte Residuallast in Deutschland für KW 24 im Jahr 2020. 
 

In der folgenden Grafik ist die Residuallast für das gesamte Jahr 2020 (auf Basis der 
Wetterdaten des Jahres 2009) dargestellt. Es wird erkennbar, dass die Einspeisung 
aus erneuerbaren Energien insbesondere in den Sommermonaten den Stromver-
brauch öfter sogar übersteigt: die benötigte Residuallast wird negativ. Noch viel häufi-
ger liegt sie nur knapp über der Nulllinie. 
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Abb. 18: Prognostizierte Residuallast über das gesamte Jahr 2020. 

 

 
Abb. 19: Prognostizierte Residuallast und Stein- und Braunkohlekapazitäten im Jahr 2020. 

 
Im Jahr 2020 werden noch zahlreiche Braun- und Steinkohlekraftwerke am Netz sein, 
die über unbefristete Betriebsgenehmigungen verfügen. Kohlekraftwerke, die entwe-
der seit 1990 grundlegend ertüchtigt oder neu errichtet wurden (15,6 GW) und solche 
Kohlekraftwerke, die derzeit im Bau sind (11,4 GW), verfügen insgesamt über eine 
Leistung von 27 Gigawatt.26 Dieses „Kohlestrom-Band“ ist aus technischen wie aus 

                                                 
26 Übersicht jüngerer Braun- und Steinkohlekraftwerke, die im Jahr 2020 in Deutschland am Netz sein dürften, unter: 
http://www.duh.de/uploads/media/Grundlastkaftwerke_Atom_und_Kohle_DE-2020.pdf  
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wirtschaftlichen Gründen nicht geeignet, dauerhaft die stark schwankende Residual-
lastkurve „abzufahren“. 
 
Die bisherigen Erzeugungsstrukturen, Grundlast – Mittellast – Spitzenlast, müssen 
aufgrund des rasant wachsenden Ausbaus der erneuerbaren Energien neu definiert 
werden. Um die unstete Nachfrage-Lücke (Residuallast) schließen zu können, muss 
sich der verbleibende Kraftwerkspark durch hohe Flexibilität auszeichnen. Nachdem 
bis in zehn Jahren (noch) nicht die Speicherkapazitäten zur Verfügung stehen werden, 
die erforderlich sind, um die volatile Einspeisung großen Mengen an Wind- und Solar-
strom zu glätten, muss der restliche Kraftwerkspark sehr flexibel auf die Nachfrage und 
fluktuierende Einspeisung reagieren. Dies können neue Steinkohlekraftwerke nicht 
gewährleisten. 
 
Die Auslastung neuer Steinkohlekraftwerke wird sich mittel- bis langfristig aufgrund des 
wachsenden Anteils an „Ökostrom“ stetig verringern. Die Folge sind deutlich geringere 
Volllaststunden für Kohleblöcke, was sich negativ auf der Erlösseite niederschlägt und 
letztlich den wirtschaftlichen Betrieb dieser Kraftwerke gefährdet.27  
 
Die Leitstudie im Auftrag des Bundesumweltministeriums kam bereits 2008 zum Er-
gebnis, dass aufgrund des steigenden Anteils an erneuerbarer Energie im Jahr 2030 
(2050) nur noch von einer mittleren Auslastung aller fossilen Kraftwerke von 3.900 
Volllaststunden (2050: 3.200 Stunden) auszugehen ist. Die dadurch steigenden 
Stromgestehungskosten wirken sich auf Kohlekraftwerke – aufgrund höherer Investi-
tionskosten und der höheren Kosten für den CO2-Ausstoß – deutlich stärker aus als 
etwa auf Erdgaskraftwerke. Die Leitstudie resümiert, letztlich könnte es dazu führen, 
dass Gaskraftwerke trotz höherer Brennstoffkosten den Strom deutlich günstiger er-
zeugen als Kohlekraftwerke.28 
 
Entscheidend für einen flexiblen Kraftwerkspark, der die Stromeinspeisung aus erneu-
erbaren Energien sinnvoll ergänzen kann, sind kurze Mindest-Stillstandzeiten und 
Mindest-Betriebszeiten, geringe Anfahrdauern sowie hohe Laständerungsgradienten. 
Deshalb werden in Deutschland für eine Übergangszeit zusätzlich hocheffiziente Gas-
kraftwerke benötigt. In der Summe wird aber nicht mehr Gas benötigt. Es wird im We-
sentlichen nur zu einer Verschiebung der Einsatzgebiete für Erdgas kommen. Durch 
die Sanierung des Gebäudebestandes lässt sich sehr viel Erdgas einsparen, denn bis-
her übersteigt der Anteil des in Haushalten verbrauchten Gases ganz deutlich den 
Erdgasverbrauch in Kraftwerken.  
 
Auch das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie spricht sich für die Übertragung 
von mehr Erdgasmengen aus dem Wärme- in den Strom- bzw. KWK-Sektor aus, ohne 
dass dadurch der absolute Erdgasbedarf in Deutschland steigen würde. Der mögliche 
Mehrbedarf an Gas ließe sich über Effizienzmaßnahmen im Wärmesektor gewinnen, 
der derzeit noch einen Anteil von rund 70 Prozent am Gasbedarf habe, schreiben die 
Autoren in der von Greenpeace beauftragten Studie.29 Für den Umstieg ins Zeitalter 

                                                 
27 Zum gleichen Ergebnis kommt ein Gutachten des Arrhenius Instituts zur Wirtschaftlichkeit von Kohlekraftwerken am Beispiel 
des geplanten Kraftwerks in Mainz, 2009; so auch Jarass, Wiesbadener Kurier vom 28.07.2009, http://www.main-
rheiner.de/region/objekt.php3?artikel_id=3847026; ebenso SRU (Fn. 3) S. 74. 
28 BMU, Leitstudie 2008 (Fn. 9), S. 111. 
29 Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie: Erdgas: Die Brücke ins regenerative Zeitalter - Bewertung des Energieträgers 
Erdgas und seiner Importabhängigkeit, 08/2010; 
http://www.greenpeace.de/themen/energie/presseerklaerungen/artikel/erdgas_ist_die_brueckentechnologie_fuer_deutschland/ 
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der regenerativen Energiequellen empfehlen die Wissenschaftler den Bau und Betrieb 
hocheffizienter Gas- und Dampfkraftwerken. Weiter heißt es in der Studie:  
 

„Aufgrund ihrer im Vergleich zu Kohle- oder auch Kernkraftwerken guten Regeleigen-
schaften, ihrer vergleichsweise geringen Kapitalkosten und geringen spezifischen 
Treibhausgasemissionen, haben Erdgaskraftwerke als Komplementärtechnologie zu 
der unstetigen Einspeisung der erneuerbaren Energien deutliche Vorteile. Ihnen 
kommt damit neben der reinen Stromerzeugung zukünftig eine wichtige Rolle in Be-
zug auf die Erbringung von Systemdienstleistungen zu. Erdgas-GuD- und Gasturbi-
nenkraftwerke stabilisieren das Gesamtsystem, und flexibel einsetzbare Erdgas- oder 
Biogas-Blockheizkraftwerke mit Wärmespeicher ergänzen in virtuellen Kraftwerken in 
idealer Weise die durch Wind- und Solaranlagen geprägten dezentralen Strukturen. 
Mit der Entwicklung der „Power to Gas“ Technologie, also der synthetischen Erzeu-
gung von Erdgas aus Strom, kann Erdgas inklusiv seiner vorhandenen Infrastruktur 
(Leitungsnetze und große Erdgasspeicher) perspektivisch auch zur elektrochemi-
schen Speicherung erneuerbaren Stroms zur Anwendung kommen. Möglicherweise 
ist dies eine echte Alternative bzw. Ergänzung zum Stromtransport von den Erzeu-
gungsschwerpunkten (z.B. Offshore-Windparks) zu den Verbrauchsschwerpunkten.“ 

 

3. Versorgungssicherheit erfordert keine weiteren K ohlekraftwerke 
 
Dem deutschen Kraftwerkspark steht in den nächsten Jahren eine grundlegende Er-
neuerung bevor. Bis zum Jahr 2020 werden nach unterschiedlichen Schätzungen 
fossile Kraftwerkskapazitäten im Bereich bis zu 35 GW vom Netz gehen.  
 
Der Erneuerungsbedarf im gesamten deutschen Kraftwerkspark wird für den Zeitho-
rizont bis 2030 auf 50 bis 80 GW geschätzt.30 
 

3.1 Kraftwerkszubau und -stilllegungen der nächsten  Jahre 
 
Nach Einschätzung des Umweltbundesamtes werden bis zum Jahr 2020 alte Kohle- 
und Gaskraftwerke mit einer Leistung von ca. 6 GW stillgelegt.31 Das Öko-Institut 
geht in diesem Zeitraum von einem Rückgang von 8 GW bei den fossilen Erzeu-
gungskapazitäten aus.  
 
Demgegenüber sind neue Großkraftwerke auf Basis von Kohle und Erdgas im Umfang 
von 11,2 GW in Bau (Steinkohle-32 [7,53 GW], Braunkohle- [2,87 GW] und Erdgas-
GuD-Kraftwerken [0,8 GW]), wobei der rechtlich umstrittene Kraftwerksbau in Datteln 
(1,1 GW) unberücksichtigt bleibt. Bestätigt werden die Zahlen auch vom Bundeswirt-
schaftsministerium, das von einem Kraftwerkszubau in Höhe von 12,9 GW bis 2015 
ausgeht.33 
 

                                                 
30 SRU, Weichenstellungen für eine nachhaltige Stromversorgung, Mai 2009, 
http://www.umweltrat.de/04presse/downlo04/hintgru/2009_05_Thesen_Stromversorgung.pdf  
31 UBA (Fn. 3), S. 7. 
32 Nachdem zum heutigen Zeitpunkt nicht absehbar ist, ob der Steinkohleblock Datteln 4 (1.100 MWel) von E.ON jemals in Be-
trieb gehen wird, bleibt dessen Kapazität in der Analyse unberücksichtigt. 
33 BMWi, Monitoringbericht Versorgungssicherheit, (01/2011), S. 11; http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/M-
O/monitoringbericht-bmwi-versorgungssicherheit-bereich-leitungsgebundene-versorgung-
elekrizitaet,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
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Abb. 20: Außerbetriebnahme fossiler Kraftwerkskapazitäten (Erdgas, Stein- und Braunkohle) in 
Deutschland bis 2020; Quelle: Berechnungen des Öko-Instituts mit dem Kraftwerksinvestitionsmodell 
Electricity Investment Analysis (ELIAS) April 2011. 
 

 
Abb. 21: Kumulierter Zubau in Bau befindlicher thermischer Kraftwerke 2011 - 2013 in Deutschland; 
Quelle: Öko-Institut mit Verweis auf Angaben des BDEW und des Umweltbundesamts, April 2011. 
 
Der Vergleich des heute gesicherten Zubaus an neuen thermischen Kraftwerken und 
die Abschätzung der Stilllegung von Altanlagen ergibt, dass in den nächsten 2-4 Jah-
ren zusätzliche Stromerzeugungskapazitäten in Höhe von 5-7 GW zur Verfügung 
stehen werden. 
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Der Verbund der europäischen Übertragungsnetzbetreiber ENTSO-E erstellt regel-
mäßig Leistungsbilanzen für kommende Jahre, bei denen jeweils von einem wahr-
scheinlichen und einem konservativen Szenario beim Kraftwerkzubau ausgegangen 
wird. Für das Jahr 2015 prognostiziert ENTSO-E, dass in Deutschland – trotz eines 
leichten Anstiegs des relativen Vorhaltebedarfs – die verbleibende Leistung noch 
deutlicher als heute über dem Vorhaltebedarf liegen wird und sich damit die Versor-
gungssituation bis zum Jahr 2015 gegenüber der aktuellen Situation noch verbes-
sern wird. Grund für den Anstieg sind vor allem die zahlreichen Kraftwerke, die sich 
aktuell in Bau befinden und bis 2015 in Betrieb gehen werden. 
 

 
Abb. 22: Leistungsbilanzen nach ENTSO-E für Deutschland; Quelle: BMWi „Monitoringbericht Versor-
gungssicherheit“ (01/2011), S.12; bearbeitet DUH. 
 
Mit der Stilllegung der acht Atomreaktoren reduziert sich die verfügbare Kraftwerksleis-
tung um 8,5 GW, wobei die Atomkraftwerke Brunsbüttel (0,8 GW) und Krümmel (1,4 
GW) bereits seit Juli 2007 bzw. Juli 2009 abgeschaltet waren. Die neu beschlossene 
Atomausstieg34 sieht bis zum Jahr 2020 zusätzlich die Abschaltung der Reaktoren 
Grafenrheinfeld (Ende 2015; 1,35 GW), Gundremmingen B (Ende 2017; 1,35 GW) und 
Philippsburg 2 (Ende 2019; 1,46 GW) vor. Die in Deutschland verfügbare Netto-
Kraftwerksleistung sinkt damit um weitere 4,16 GW bis 2020. Trotz dieser Kraftwerks-
stillegungen liegt die verfügbare Leistung, auf Basis der ENTSO-E Berechnungen, 
immer noch deutlich über der Jahreshöchstlast, also dem Tag im Jahr mit der höchs-
ten Stromnachfrage. Die beschlossenen AKW-Abschaltungen (- 12,7 GW bis 2020) 
gefährden die deutschlandweite Versorgungssicherheit beim Strom nicht.  
 
Der Bau weiterer Kohlekraftwerke ist auch beim Ausstieg aus der Atomenergie nicht 
erforderlich, wie zuletzt im Mai 2011 das Umweltbundesamt attestierte.35 Unter der 
Bedingung eines deutlich früheren Atomausstieges (bis 2017) prognostiziert das UBA 
einen Zubaubedarf bei Kraftwerkskapazitäten von maximal 5 GW, aber ausschließlich 
mit hochflexiblen und hocheffizienten Gaskraftwerken. Dieser Kapazitätsbedarf ließe 
sich nach Ansicht des UBA durch einen schnelleren Ausbau der erneuerbaren Ener-

                                                 
34 Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes. 
35 UBA (Fn. 3), S. 7, wobei die Umweltbehörde für seine Berechnungen bereits für das Jahr 2017 den kompletten Atomausstieg 
unterstellte, also 5 Jahre früher wie vom Bundestag letztlich beschlossen. 
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gien und zusätzliche Energieeffizienzmaßnahmen oder Retrofit-Maßnahmen an Be-
standskraftwerken noch reduzieren.  
 

 
Abb. 23: Ersatz der gesamten Atomkraftwerks-Kapazitäten, ab 2017; Quelle: UBA 2011 
 
Das Bundeswirtschaftsministerium schlussfolgert im aktuellen Monitoringbericht zur 
Versorgungssicherheit: 

 
„Auch nach den Berechnungen der Gutachter übertrifft in beiden betrachteten Szena-
rien (mit und ohne Verlängerung von Laufzeiten der Kernkraftwerke) bis zum Jahr 
2015 die gesicherte Leistung – aufgrund des geplanten Ausbaus des Kraftwerksparks 
– die Spitzenlast signifikant. In diesem Zeitraum wird von keinen erzeugungssei-
tigen Engpässen ausgegangen.   
Die Szenariorechnungen zeigen darüber hinaus, dass mit der Laufzeitverlängerung 
diese Aussage sogar bis etwa zum Jahr 2020 gilt – die notwendige gesicherte Leis-
tung wird in diesem Szenario bis 2020 allein auf Basis der heute bereits absehbaren 
Kraftwerkszubauten sowie der länger laufenden Kernkraftwerke erbracht. Ohne 
Laufzeitverlängerung wäre dagegen ein Zubau weitere r Kapazitäten bis 2020 er-
forderlich, um die Lastabdeckung durch gesicherte L eistung zu gewährleisten. 
Dieser Zubau erfolgt modellseitig marktgetrieben mi t Gaskraftwerken in einer 
Größenordnung von 6 GW . Fielen Kernkraftwerke aus dem Stromerzeugungsmix, 
so würden aus Gründen der Versorgungssicherheit also entsprechende Ersatzkapazi-
täten im Strommarkt benötigt, um diese Lücke an gesicherter Leistung zu füllen.“ 
[Hervorhebung durch Verfasser] 

 
Mehrere Studien36 kommen zu dem Ergebnis, dass über die bereits im Bau befindli-
chen Kraftwerkskapazitäten keine weiteren fossilen Stromerzeugungsanlagen auf Koh-
lebasis mehr erforderlich sind. Die wissenschaftlichen Arbeiten zeigen, dass Deutsch-
land für eine jederzeit und an jedem Ort sichere Stromversorgung trotz des beschlos-
senen Atomausstieges keine zusätzlichen Kohleblöcke braucht. Vielmehr können aus 
Altersgründen oder wegen des gesetzlich festgelegten Atomausstiegs stillgelegte 
Großkraftwerke bis 2020 durch den weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien und 
in geringem Umfang durch zusätzliche flexible Gaskraftwerke ersetzt werden. Auch 

                                                 
36 Vgl. SRU (Fn. 3 und Fn. 30); UBA (Fn. 3 und Fn. 6); FH Aachen/Solar-Institut Jülich, „Struktur und Dynamik einer Stromver-
sorgung mit einem hohen Anteil erneuerbarer Energieerzeuger – Energiestudie“ (Zwischenbericht, 08/2009); 
http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/45057/40870  
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aus Sicht der Versorgungssicherheit begründet sich kein überwiegendes öffentliches 
Interesse an dem Kohlekraftwerk.  
 

3.2 Wachsender Stromexport belegt Überkapazitäten i n Deutschland 
 
Deutschland hat sich in den letzten Jahren zu einem Nettoexporteur von Strom entwi-
ckelt. Seit 2003 exportiert Deutschland mehr Strom als es importiert und das mit jähr-
lich wachsendem Anteil. 2008 erreichte der Stromüberschuss, der ins europäische 
Ausland exportiert wurde, mit 22,5 Milliarden Kilowattstunden (= 22,5 TWh) per Saldo 
einen noch nie da gewesen Wert.37 
 

 
Abb. 24: Jährlicher Stromexportsaldo der deutschen Stromerzeugung; Quelle: AG Energiebilanzen, 2011. 
 
Der Exportüberschuss in 2008 (22,3 TWh) entspricht der Stromproduktion von vier bis 
fünf großen Steinkohleblöcken der 800 MW-Leistungsklasse, dabei waren eine ganze 
Reihe von Atomkraftwerken praktisch ganzjährig (Brunsbüttel, Krümmel) oder halbjäh-
rig (Biblis A und B) abgeschaltet. Im Jahr 2009 lag Exportsaldo trotz Wirtschaftskrise 
bei 14,3 TWh, was immer noch der Jahresproduktion von zwei neuen Steinkohleblö-
cken entspricht.38 Auch im ersten Halbjahr 2011 wurde, nach Berechnungen des 
BDEW39, Strom mehr exportiert als importiert (+ 4,3 TWh) und das trotz des Mitte März 
verhängten Atommoratoriums für acht Reaktoren mit einer Erzeugungskapazität von 
8,5 GW und des zeitweisen, revisionsbedingten Stillstandes von weiteren vier AKWs 
(5,1 GW) Mitte Mai. 

                                                 
37 AG Energiebilanzen, http://www.ag-energiebilanzen.de/viewpage.php?idpage=118  
38 AG Energiebilanzen; „Bruttostromerzeugung in Deutschland von 1990 bis 2010 nach Energieträgern“, http://www.ag-
energiebilanzen.de/viewpage.php?idpage=65  
39 Sitzung der AG Energiebilanzen am 28./29.07.2011; http://www.ag-
energiebilanzen.de/componenten/download.php?filedata=1312183475.pdf&filename=Strom_1HJ.pdf&mimetype=application/pdf 
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Abb. 25: Deutscher Stromaustausch mit Nachbarstaaten im ersten Halbjahr 2011, vorläufige Zahlen;  
Quelle: BDEW, Juli 2011. 
 

3.3 Versorgungssicherheit trotz AKW-Stilllegung gew ährleistet 
 
Trotz der Stilllegung von acht Atomreaktoren standen jederzeit ausreichende Kraft-
werkskapazitäten zur Spitzenlastdeckung zur Verfügung.40 Deutschland wird auch zu-
künftig nicht auf Stromimporte zur Sicherung der Stromversorgung angewiesen sein. 
Zwar wurde in den letzten Monaten, als Folge des Atommoratoriums und mehrerer 
zeitgleicher Kraftwerksrevisionen41, mehr Strom importiert als exportiert, doch waren 
diese Stromimporte rein marktgetrieben und kein Hinweis auf fehlende inländische 
Kraftwerkskapazitäten. Als Folge des liberalisierten europäischen Strommarkes kann 
Strom aus ausländischen Kraftwerken offensichtlich zeitweise günstiger bezogen wer-
den als aus deutschen Reservekraftwerken. Dabei handelt es sich nach Erkenntnissen 
des UBA42 bei den zusätzlichen Stromimporten in der Regel nicht um zusätzlich pro-
duzierten Atomstrom, sondern im Gegenteil:  
 

„Die Atomkraftwerke in unseren Nachbarländern stehen in der europäischen Merit 
Order so weit vorne, dass sie auch ohne Moratorium in Deutschland weitgehend aus-
gelastet sind und daher auf die veränderte Marktlage in Deutschland kaum reagieren 
können. Es handelt sich bei den zusätzlichen Netto-Importen daher überwiegend um 
Strom aus fossilen Kraftwerken.“ 
… 
„Die relativ geringe Größenordnung der Importsaldi in den letzten Wochen zeigt dar-
über hinaus, dass der Großteil der kurzfristig entfallenen Stromerzeugung aus den 
acht abgeschalteten Kernkraftwerken durch inländische Kraftwerke (die vorher expor-
tiert hatten) und nicht durch Importstrom kompensiert wurde. Sobald die derzeit in 
Bau befindlichen fossilen Kraftwerke mit einer Gesamtkapazität von 11 GW fertigge-
stellt sein werden (voraussichtlich bis 2014), werden die vorübergehend gestiegenen 
Importe voraussichtlich wieder zurückgehen. Spätestens dann können weitere Kern-
kraftwerke dauerhaft stillgelegt werden, ohne dass Deutschland aus Gründen der 
Versorgungssicherheit auf Stromimporte angewiesen sein wird.“ 43 

                                                 
40 Öko-Institut, Kurzanalyse, April 2011 http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/pdf_neu/Oeko-Institut_KKW-Ausstieg.pdf  
41 Mitte Mai 2011 waren zeitweise 13 der 17 Atomkraftwerke mit einer Leistung von 15,8 GW vom Netz. 
42 UBA (Fn. 3), S. 10. 
43 UBA ebenda. 
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4. Ungewisse Zukunft der CO 2-Abscheidung und Endlagerung 
Ob die Abscheidung und sichere unterirdische Verpressung von Kohlendioxid (CCS) 
einen Beitrag zum Klimaschutz liefern kann, ist derzeit offen, weil die Technologie 
noch nicht in großtechnischem Maßstab erprobt wurde und die ökologischen Risiken 
der Lagerung weitgehend unerforscht sind. Die Abscheidung von CO2 setzt die Etab-
lierung einer Infrastruktur zum Transport und zur langfristigen, sicheren Lagerung 
sehr großer Mengen von CO2 voraus. Bemühungen zur Erkundung möglicher Lager-
stätten für Carbon Dioxide Capture and Storage (CCS) haben bereits im letzten Jahr 
den erbitterten Widerstand der von der unterirdischen CO2-Lagerung betroffenen Be-
völkerung vor allem in Schleswig-Holstein, Brandenburg und Sachsen-Anhalt hervor-
gerufen. Nach Einschätzung des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) 
stellt CCS eine „nicht nachhaltige und nicht erforderliche Strategie zur Reduktion von 
Treibhausgasen aus konventionellen Kraftwerken mit sehr beschränktem Gesamtvo-
lumen dar.“44 Der konsequente Ausbau der Erneuerbaren Energien erfordert nach 
Ansicht des SRU langfristig weder den Betrieb konventioneller Kraftwerke über 45 
Jahre hinaus noch deren Nachrüstung mit CCS-Technik. 
 
An verschiedenen Stellen wird die praktische Anwendung der CO2-Abscheidung er-
probt. Im dänischen Kohlekraftwerk Esbjerg testete der Energieversorger DONG 
Energy eine Versuchsanlage zur Kohlendioxidabtrennung. Die Anlage lieferte jedoch 
eine denkbar schlechte Zwischenbilanz. Effizienz und Energiebilanz des Kraftwerks 
haben sich durch die CO2-Abtrennung gravierend verschlechtert. Der elektrische 
Wirkungsgrad des Kohlekraftwerks fiel von 45 auf 30 Prozent45, was in etwa dem 
Stand der Kraftwerkstechnik der 1970er Jahre entspricht. Der Einsatz der CCS-
Technik würde folglich einen Mehrverbrauch an Kohle in den Kraftwerken zur Folge 
haben. Aufgrund der nachgeschalteten Anlagentechnik würde die Fahrweise des 
Kraftwerks zusätzlich eingeschränkt, denn eine wirkungsvolle CO2-Abschiedung er-
fordert relativ konstante Betriebszustände. Zudem nehmen die Einsatzmöglichkeiten 
für CCS-Kraftwerke mit steigendem Anteil an Erneuerbaren Energien ab. Die sinken-
de Auslastung fossiler Kraftwerke (Residuallastdeckung) erschwert zudem den wirt-
schaftlichen Betrieb dieser kostenintensiven Technologie. 
 
Die statische Reichweite der unterirdischen Speicher in Deutschland beträgt aktuel-
len Schätzungen zufolge etwa 30 bis 60 Jahre. Noch nicht berücksichtigt sind dabei 
potenzielle Nutzungskonkurrenzen, die etwa mit der Nutzung von Geothermie oder 
der Errichtung von Druckluft- und Wärmespeichern auftreten können. Die in Deutsch-
land voraussichtlich vorhandenen geologischen Lagerkapazitäten für Kohlendioxid 
sind also sehr beschränkt, und sie können nur einmal gefüllt werden. Falls sich eine 
Speicherung in Zukunft als verantwortbar erweisen sollte, sollten Kavernen zur Spei-
cherung so genannter „prozessbedingter Emissionen“ aus der Industrieproduktion 
reserviert werden. Diese CO2-Emissionen fallen unabhängig vom Stromverbrauch an 
und ließen sich, aus physikalischen Gründen, ansonsten nur zum Preis der Aufgabe 
der eigenen Stahl-, Zement- und Chemieindustrie vermeiden. Von den prozessbe-
dingten Emissionen fallen derzeit pro Jahr etwa 80 Millionen Tonnen an, das sind 
heute etwa ein Zehntel der nationalen Gesamtemissionen. 
 

                                                 
44 SRU (Fn. 3), S. 47. 
45 „Energieverbrauch viel zu hoch“, die tageszeitung vom 23.11.2008; 
http://www.taz.de/1/zukunft/umwelt/artikel/1/energieverbrauch-viel-zu-hoch/; „Neuer Rückschlag für saubere Kohle“, zeo2,  
Heft 01/2009, S. 8; http://www.zeozwei.de 
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Und schließlich lehnt die schleswig-holsteinische Landesregierung die CO2-
Einlagerung vehement ab und setzte sich auf Bundesebene massiv dafür ein, „dass 
den Ländern die Möglichkeit bleibt, die dauerhafte unterirdische Speicherung von CO2 
auf ihrem Gebiet auszuschließen“ sowie entsprechende Einlagerungsgenehmigungen 
zu verweigern.46 Mit Erfolg: Anfang Juli beschloss der Bundestag mit den Stimmen von 
CDU und FDP das CCS-Gesetz,47 das auf Drängen von Ländern wie Schleswig-
Holstein und Niedersachen eine „Länderausstiegsklausel48“ enthält. Brandenburg, das 
sich bis zuletzt für die CO2-Abscheidung bei Kohlekraftwerken engagierte, will sich 
durch den CCS-Gesetzesentwurf der Bundesregierung nicht zum CO2-Speicherland 
der Nation machen lassen. Ministerpräsident Platzeck schließt einen Alleingang Bran-
denburgs bei der Abscheidung und Speicherung des Klimagases kategorisch aus.49 
Damit will kein deutsches Bundesland mehr Projekte zur CO2-Speicherung genehmi-
gen. 

5. Fazit 
 
Der fortschreitende Klimawandel erfordert den Umbau unseres bisherigen Energie-
versorgungssystems zu einer kohlenstofffreien Strom- und Wärmeerzeugung. Die 
Planung und der Bau neuer Kohlekraftwerke, die über mehrere Dekaden hinweg viele 
Millionen Jahrestonnen an Kohlendioxid emittieren würden, steht im deutlichen Wider-
spruch zur Erreichung der langfristigen Klimaschutzziele, zu denen sich Deutschland 
international verpflichtet hat. 
 
Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit sind die Kohlekraftwerke nicht erforder-
lich. Die vorhandenen bzw. in Bau befindlichen Kraftwerkskapazitäten genügen um je-
derzeit die Stromnachfrage zu decken. Die in der Regel als Grundlastkraftwerk konzi-
pierten Kohleblöcke sind außerdem nicht in der Lage, flexibel und schnell genug auf 
die stark steigende aber volatile Einspeisung großer Strommengen aus Erneuerbaren 
Energien zu reagieren. Die Kostenstruktur und die mangelnde Flexibilität würden die 
Kraftwerke nicht in die Lage versetzen, einen sinnvollen Beitrag für eine kostengünsti-
ge Energieversorgung zu leisten. 
 
Zusätzliche fossile Kraftwerkskapazitäten werden im energieverbrauchsarmen Norden, 
der geprägt ist vom starken Zubau, insbesondere von Windkraftwerken, nicht ge-
braucht. Der Transport von zusätzlichem Kohlestrom vom Norden in die Verbrauchs-
zentren in Süd- und Westdeutschland würden die Kosten für den Ausbau der Übertra-
gungsnetze weiter in die Höhe treiben, Kosten die letztlich von der Allgemeinheit zu 
tragen sind. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Bau und Betrieb neuer Kohlekraftwerke 
weder aus umwelt- und klimapolitischer Sicht verantwortlich noch aus energiewirt-
schaftlichen Gründen erforderlich ist. Sollte die geplanten Kraftwerke dennoch reali-
siert werden, werden entweder die nationalen Klimaschutzziele verfehlt oder die Kraft-

                                                 
46 Koalitionsvertrag zwischen CDU und FDP in Schleswig-Holstein für die 17. Legislaturperiode, Oktober 2009, S. 17. 
47 Gesetz zur Demonstration und Anwendung von Technologien zur Abscheidung, zum Transport und zur dauerhaften Speiche-
rung von Kohlendioxid; Drucksache 17/5750; Pressemeldung zum Beschluss unter: 
http://www.bundestag.de/presse/hib/2011_07/2011_285/03.html  
48 Vgl. § 2 Abs. 5 Kohlendioxid-Speicherungsgesetz (KSpG). 
49 Lausitzer Rundschau vom 15.08.2011; http://www.lr-online.de/nachrichten/brandenburg/Ministerpraesident-Platzeck-bdquo-
Brandenburg-ist-ein-modernes-Aufsteigerland-ldquo-;art25,3457939  
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werke werden in naher Zukunft zu sog. Stranded Investment. Beides ist nicht verant-
wortbar. 
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